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Die OECD ist ein in seiner Art einzigartiges Forum, in dem die Regierungen von 
30 demokratischen Staaten gemeinsam daran arbeiten, den globalisierungsbedingten 
Herausforderungen im Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich zu begegnen. Die OECD 
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statistischer Daten und Untersuchungen über wirtschaftliche, soziale und 
umweltpolitische Themen sowie die von den Mitgliedstaaten vereinbarten 
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Ein Thema, das immer mehr im Brennpunkt der öffentlichen 
Aufmerksamkeit steht 

Dem öffentlichen Interesse zu dienen, ist das oberste Ziel von Regierungen 
und öffentlichen Einrichtungen. Die Bürger erwarten von jedem öffentlichen 
Amtsträger, dass er seinen Pflichten auf integre, faire und unvoreingenommene 
Weise nachkommt. Von den Regierungen wird wiederum erwartet, dass sie bei 
ihren Bediensteten in zunehmendem Maße dafür sorgen, dass deren private Interes- 
sen und persönliche Beziehungen weder die amtlichen Entscheidungen noch die 
Wahrnehmung öffentlicher Verwaltungsaufgaben ungebührlich beeinflussen. In 
einer Gesellschaft mit steigenden Ansprüchen kann ein unsachgemäßer Umgang 
mit Interessenkonflikten im öffentlichen Dienst das Vertrauen der Bürger in die 
öffentlichen Institutionen untergraben. 

Interessenkonflikte im öffentlichen wie im privaten Sektor bilden heut- 
zutage für die Bürger weltweit ein Problem erster Ordnung. In der staatlichen 
Verwaltung und im öffentlichen Sektor sind Interessenkonflikte seit langem 
Gegenstand von spezifischen Maßnahmen, gesetzlichen Vorschriften und 
Managementkonzepten, die dazu dienen, Integrität und Unparteilichkeit der 
Entscheidungsfindung zu sichern. Auch im privaten Sektor stellt die Integrität 
von Geschäftsvorgängen seit langem ein wichtiges Anliegen dar, namentlich 
was den Schutz der Interessen von Aktionären wie auch der Öffentlichkeit ins- 
gesamt angeht. Die jüngsten Skandale haben die Bedeutung unterstrichen, die 
der Prävention von Interessenkonflikten zukommt, da diese zu einem besonders 
gravierenden Problem werden können, wenn z.B. ein Amtsträger den öffent- 
lichen Dienst verlässt, um eine Beschäftigung in der Wirtschaft oder im NRO- 
Sektor aufzunehmen, oder wenn eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ein und 
demselben Kunden sowohl Prüfungs- als auch Beratungsdienste anbietet oder 
wenn eine Regulierungsbehörde zu sehr auf die Linie von Unternehmen ein- 
schwenkt, die ihrer Aufsicht unterstehen. 

Zwischen dem öffentlichen Sektor, der privaten Wirtschaft und dem gemein- 
nützigen Sektor haben sich neuartige Beziehungen entwickelt, wie z.B. öffentlich- 
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private Partnerschaften, Selbstregulierungsstrukturen, Personalaustausch und 
Sponsoring, die zu immer engeren Formen der Zusammenarbeit führen. Auch 
im öffentlichen Sektor sind neue Beschäftigungsformen entstanden, die die 
Natur der herkömmlichen, durch Dienst- und Treuepflicht geprägten Beziehungen 
verändern können. Folglich wird es sicher zu neuen Arten potenzieller Interessen- 
konflikte kommen, bei denen es einerseits um persönliche Interessen eines 
Amtsinhabers und andererseits um dessen Amtspflichten geht; die wachsenden 
diesbezüglichen Befürchtungen der Öffentlichkeit zwingen die Regierungen 
dazu, alles zu tun, damit die Integrität der öffentlichen Entscheidungsfindung 
gewahrt bleibt. 

Zwar ist ein Interessenkonflikt ipso facto nicht mit einem Korruptions- 
tatbestand gleichzusetzen, doch wird zunehmend anerkannt, dass Konflikte 
zwischen persönlichen Interessen und öffentlichen Pflichten von Amtsträgern, 
sofern sie nicht angemessen behandelt werden, zu Korruption führen können. 
Das eigentliche Ziel einer effektiven Politik in Sachen Interessenkonflikte 
besteht nicht darin, öffentlichen Amtsträgern schlichtweg die Geltendmachung 
jeglicher persönlichen Interessen zu untersagen - auch wenn ein solcher Ansatz 
theoretisch denkbar wäre. Sie sollte vielmehr unmittelbar darauf abgestellt sein, 
die Integrität der politischen und administrativen Entscheidungen sowie der 
staatlichen Verwaltung allgemein zu gewährleisten, eingedenk der Tatsache, 
dass ein ungelöster Interessenkonflikt zu Amtsmissbrauch führen kann. 

Dieses Ziel kann im Allgemeinen dadurch erreicht werden, dass öffentliche 
Institutionen über einschlägige Handlungsregeln und -normen zur Förderung der 
Integrität, wirksame Verfahren zur Risikoermittlung und zur Behandlung kon- 
kret auftretender Interessenkonflikte, angemessene externe und interne Mecha- 
nismen der Rechenschaftslegung sowie Managementkonzepte - einschließlich 
Sanktionen - verfügen und diese effektiv umsetzen; damit soll erreicht werden, 
dass sich die öffentlichen Amtsträger persönlich dafür verantwortlich fühlen, 
dem Buchstaben wie auch dem Geist dieser Normen gerecht zu werden. 

Die unterschiedlichen Ansätze der Mitgliedsländer für den Umgang mit 
Interessenkonflikten spiegeln deren unterschiedliche Traditionen in historischer 
und juristischer Hinsicht wie auch in Bezug auf den öffentlichen Dienst wider. 
Institutionelle Maßnahmen wie konstruktive externe Audits und Prüfungen bzw. 
interne Kontrollmaßnahmen können hierbei eine nützliche Rolle spielen. Andere 
Maßnahmen, wie die vollständige oder partielle Bekanntmachung der offen gelegten 
Interessen und/oder die Entwicklung einer soliden Managementkultur der Integri- 
tät in der öffentlichen Verwaltung können sich ebenfalls als wirksam erweisen. 

Die Behandlung von Interessenkonflikten 

Angesichts der sich rasch wandelnden Rahmenbedingungen im öffent- 
lichen Sektor werden Interessenkonflikte stets Anlass zu Besorgnis geben. Eine 
allzu strikte Kontrolle der Wahrnehmung persönlicher Interessen kann mit anderen 
Individualrechten kollidieren, in der Praxis undurchführbar oder kontraproduktiv 
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sein und manche Personen davon abhalten, ein öffentliches Amt überhaupt anzu- 
nehmen. Daher sollte eine zeitgemäße Strategie des Interessenkonfliktmanage- 
ments um Ausgewogenheit bemüht sein und versuchen, potenzielle Risiken für 
die Integrität öffentlicher Einrichtungen und Amtsträger zu ermitteln, unzumut- 
bare Formen von Interessenkonflikten zu untersagen, mit Konfliktsituationen 
sachgemäß umzugehen, das Bewusstsein öffentlicher Einrichtungen und Bediens- 
teter für die Konsequenzen solcher Konflikte zu schärfen und den Einsatz effek- 
tiver Verfahren zur Feststellung, Offenlegung und Behandlung von Interessen- 
konflikten sowie zur Förderung einer zweckmäßigen Lösung sicherzustellen. 

Zielsetzung der Leitlinien 

Die Leitlinien zielen vorrangig darauf ab, den Mitgliedstaaten auf der 
Ebene der Zentralregierung bei der Überprüfung ihrer jeweiligen Politiken und 
Praktiken in Bezug auf Interessenkonflikte öffentlicher Amtsträger zu helfen, 
die eine Funktion in der öffentlichen Verwaltung des betreffenden Landes aus- 
üben und die Beamte, öffentliche Bedienstete, Angestellte und Inhaber öffent- 
licher Ämter umfassen. Die Leitlinien können aber auch als allgemeine Orien- 
tierungshilfe für andere Ebenen der staatlichen Verwaltung, nachgeordnete 
Gebietskörperschaften und öffentliche Unternehmen dienen. 

Die Leitlinien sind insbesondere Ausdruck der Politik und Praktiken, die 
sich in den OECD-Ländern bewährt haben, und sollen dem Zweck dienen: 

• den öffentlichen Einrichtungen und Stellen bei der Konzipierung einer 
effektiven Politik zur Behandlung von Interessenkonflikten zu helfen, die 
einerseits das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Integrität dieser Stellen 
sowie andererseits die Integrität der öffentlichen Bediensteten und der 
Entscheidungsfindung im öffentlichen Sektor stärkt; 

• einen konkreten Referenzrahmen für die Überprüfung vorhandener Lösungen 
und die Modernisierung der Mechanismen in Übereinstimmung mit den in 
OECD-Ländern bestehenden empfehlenswerten Praktiken zu schaffen; 

• eine Kultur des öffentlichen Dienstes zu fördern, bei der Interessenkonflikte 
sachgemäß festgestellt und gelöst bzw. behandelt werden, und zwar zügig 
sowie unter Beachtung einer hinreichenden Transparenz, ohne die Effektivität 
und Effizienz der betroffenen öffentlichen Einrichtungen ungebührlich zu 
behindern; 

• Partnerschaften zwischen dem öffentlichen Sektor und der Wirtschaft so- 
wie gemeinnützigen Trägem zu fördern, in Übereinstimmung mit klar 
formulierten öffentlichen Normen, die die jeweiligen Verantwortlichkeiten 
der betroffenen Parteien in Bezug auf die Integrität definieren. 

Definition eines „Interessenkonflikts" 

Für die Definition des Begriffs „Interessenkonflikt" wird seit jeher von einer 
Vielzahl unterschiedlicher Ansätze ausgegangen. Da alle öffentlichen Bediensteten 
in ihrer Eigenschaft als private Bürger eine Reihe legitimer Interessen haben, 

BEHANDLUNG VON INTERESSENKONFLIKTEN IM ÖFFENTLICHEN DIENST - ©2006 7 



OECD-Leitlinien für die Behandlung von Interessenkonflikten im öffentlichen Dienst 



lassen sich Interessenkonflikte nicht einfach vermeiden oder verbieten, sondern 
müssen definiert, ermittelt und behandelt werden. Diese Leitlinien gehen von 
einem bewusst einfachen und praxisbezogenen begrifflichen Ansatz aus, der die 
effektive Feststellung und Behandlung von Konfliktsituationen erleichtern soll: 

Ein „Interessenkonflikt" ist ein Konflikt zwischen den Amtspflichten und 
den Privatinteressen eines öffentlichen Bediensteten, bei dem die Interes- 
sen, die ein öffentlicher Bediensteter in seiner Eigenschaft als Privat- 
person hat, die Wahrnehmung seiner amtlichen Pflichten und Verantwort- 
lichkeiten auf unbillige Weise beeinflussen können. 

Gemäß dieser Definition hat der Begriff „Interessenkonflikt" die gleiche 
Bedeutung wie der Begriff „effektiver Interessenkonflikt". Eine Interessenkonflikt- 
situation kann folglich in der Gegenwart bestehen oder aber in der Vergangen- 
heit existiert haben. 

Hingegen kann von einem augenscheinlichen (oder latenten) Interessen- 
konflikt gesprochen werden, wenn offenbar wird, dass die privaten Interessen 
eines Amtsträgers die Erfüllung seiner Dienstpflichten ungebührlich beeinflussen 
könnten, dies aber nicht effektiv der Fall ist. Eine potenzielle Konfliktsituation 
ergibt sich, wenn die Natur der privaten Interessen eines öffentlichen Bediensteten 
dazu angetan ist, einen Interessenkonflikt zu verursachen, falls der betreffenden 
Person eines Tages gewisse (im Widerspruch zu diesen Interessen stehende) 
öffentliche Aufgaben übertragen werden. 

Hat ein privates Interesse effektiv die ordnungsgemäße Erfüllung der Dienst- 
pflichten eines öffentlichen Amtsträgers beeinträchtigt, so ist es in diesem spezi- 
fischen Fall zutreffender, von einem Fehlverhalten oder „Amtsmissbrauch" bzw. 
sogar von Korruption zu sprechen statt von einem „Interessenkonflikt". 

Bei dieser Definition beschränken sich die „Privatinteressen" nicht auf finan- 
zielle oder geldwerte Interessen bzw. solche, die dem öffentlichen Bediensteten 
einen unmittelbaren persönlichen Vorteil verschaffen. Ein Interessenkonflikt 
kann auch im Zusammenhang mit ansonsten legitimen privaten Aktivitäten, persön- 
lichen Beziehungen und Verbindungen sowie Familieninteressen entstehen, wenn 
von diesen Interessen mit gutem Grund angenommen werden kann, dass sie den 
öffentlichen Amtsträger bei der Erfüllung seiner Dienstpflichten ungebührlich 
beeinflussen können. Einen Sonderfall bildet hier die Aufnahme einer neuen 
Beschäftigung durch einen Amtsträger, der aus dem öffentlichen Dienst aus- 
geschieden ist: Finden die Verhandlungen über seine künftige Beschäftigung 
vor seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst statt, so handelt es sich 
nach einer weit verbreiteten Auffassung um eine Interessenkonfliktsituation. 

Interessenkonflikte der definierten Art bilden das zentrale Thema dieser 
Leitlinien, da sie, wenn sie nicht angemessen gehandhabt bzw. gelöst werden, das 
gute Funktionieren demokratisch geführter Regierungen beeinträchtigen können, 
indem sie: 

• das Engagement der öffentlichen Amtsträger für die Grundwerte der Legi- 
timität, Unvoreingenommenheit und Gerechtigkeit bei der öffentlichen 
Entscheidungsfindung schwächen und 
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• das rechtsstaatliche Prinzip, die Konzipierung und Umsetzung der staat- 
lichen Politik, die Funktionsweise der Märkte und die Allokation der öffent- 
lichen Ressourcen verzerren. 

Grundprinzipien für die Behandlung von Interessenkonflikten 

In dem Bestreben, das Vertrauen der Bürger in die öffentlichen Institutionen 
aufrecht zu erhalten, gehen diese Leitlinien davon aus, dass öffentliche Bedienstete im 
Fall von Interessenkonflikten insbesondere folgende Grundprinzipien beachten, da- 
mit bei der Ausübung ihrer Amtspflichten und Aufgaben Integrität gewährleistet ist: 

Dem öffentlichen Interesse dienen 

• Bei ihren Entscheidungen und Stellungnahmen müssen sich die öffent- 
lichen Bediensteten auf die einschlägigen Gesetze und Politiken stützen 
und den Besonderheiten des jeweiligen Falls ohne Ansehen persönlicher 
Vorteile Rechnung tragen (d.h. sie müssen „uneigennützig" handeln). Die 
Integrität der öffentlichen Entscheidungsfindung darf, vor allem bei 
Anwendung der betreffenden Maßnahmen auf Einzelfälle, weder durch 
religiöse, berufliche oder parteipolitische noch durch ethnische, familiäre 
oder sonstige persönliche Präferenzen oder Einstellungen der Entscheidungs- 
träger beeinträchtigt werden. 

• Öffentliche Bedienstete sollten private Interessen, die die amtlichen Ent- 
scheidungsprozesse, an denen sie beteiligt sind, zu beeinträchtigen drohen, 
aufgeben oder in ihrer Wirkung einschränken. Soweit dies nicht durch- 
führbar ist, sollte der Amtsträger davon absehen, an öffentlichen Entschei- 
dungsprozessen teilzunehmen, die durch seine privaten Interessen oder 
Beziehungen beeinträchtigt werden könnten. 

• Öffentliche Bedienstete sollten alle privaten Aktivitäten vermeiden, die 
ihnen unbillige Vorteile auf Grund von „Insider-Informationen" verschaf- 
fen könnten, in deren Besitz sie in Ausübung ihrer Amtspflichten kommen 
und die nicht der allgemeinen Öffentlichkeit zugänglich sind; sie sind fer- 
ner gehalten, weder ihre Position noch öffentliche Ressourcen zur Erzie- 
lung persönlicher Vorteile zu missbrauchen. 

• Öffentliche Bedienstete sollten unbillige Vorteile jeglicher Art, die ihnen in 
Erwartung der Ausübung bzw. Nichtausübung ihrer Amtspflichten oder 
öffentlichen Funktionen angeboten werden, weder anstreben noch annehmen. 

• Von öffentlichen Bediensteten wird erwartet, dass sie keinen ungebühr- 
lichen Vorteil aus einem/einer zuvor bekleideten öffentlichen Amt/offiziellen 
Position ziehen, und insbesondere nicht aus ihrem privilegierten Zugang 
zu vertraulichen Informationen im Rahmen dieser Aktivitäten, vor allem 
dann nicht, wenn sie sich nach ihrem Ausscheiden aus dem öffentlichen 
Amt um eine Beschäftigung oder Bestellung bemühen. 
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Förderung von Transparenz und Kontrolle 

• Von öffentlichen Bediensteten und öffentlichen Einrichtungen wird erwar- 
tet, dass die Art und Weise ihres Handelns der strengsten öffentlichen 
Kontrolle standhält. Um diese Verpflichtung zu erfüllen, genügt es nicht, 
nach dem Buchstaben des Gesetzes zu handeln; vielmehr gilt es auch, die 
allgemeinen Grundwerte des öffentlichen Dienstes wie Uneigennützigkeit, 
Unparteilichkeit und Integrität zu respektieren. 

• Private Interessen und Beziehungen, die öffentliche Bedienstete bei der 
uneigennützigen Ausübung ihrer Amtspflichten behindern könnten, sind in 
angemessener Form zu melden, um die sachdienliche Prüfung und Beilegung 
von Interessenkonflikten zu ermöglichen. 

• Öffentliche Einrichtungen und öffentliche Bedienstete sollten bei der Behand- 
lung bzw. Lösung eines Interessenkonflikts bestrebt sein, Kohärenz und 
hinreichende Transparenz zu gewährleisten. 

• Öffentliche Bedienstete und öffentliche Einrichtungen sollten innerhalb 
des geltenden gesetzlichen Rahmens dafür Sorge tragen, dass ihre Verfahren 
zur Behandlung von Interessenkonflikten einer Prüfung unterzogen werden. 

Förderung von individueller Verantwortung und Vorbildfunktion 

• Von öffentlichen Bediensteten wird erwartet, dass sie sich jederzeit so 
verhalten, dass ihre Integrität als Vorbild für andere Amtsträger wie auch 
für die Öffentlichkeit allgemein dient. 

• Öffentliche Bedienstete sollten innerhalb vernünftiger Grenzen die Ver- 
antwortung dafür übernehmen, ihre privaten Angelegenheiten so zu ord- 
nen, dass Interessenkonflikte bei Übernahme und Ausübung eines öffent- 
lichen Amts vermieden werden. 

• Öffentliche Bedienstete sollten dafür verantwortlich zeichnen, etwaige 
Interessenkonflikte aufzudecken und diese im Sinn des öffentlichen 
Interesses beizulegen. 

• Von öffentlichen Bediensteten und öffentlichen Einrichtungen wird erwar- 
tet, dass sie ihr Bekenntnis zu Integrität und Berufsethik durch Umsetzung 
einer wirksamen Politik und effektiver Praktiken für die Behandlung von 
Interessenkonflikten unter Beweis stellen. 

Schaffung einer öffentlichen Verwaltungskultur im öffentlichen 
Dienst, die keine Interessenkonflikte toleriert 

• Öffentliche Einrichtungen sollten zweckdienliche Politiken, Verfahren und 
Praktiken für das tägliche Arbeitsumfeld festlegen und anwenden, die eine 
wirksame Kontrolle und ein effizientes Management von Interessenkon- 
flikten fördern. 
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• Öffentliche Bedienstete sollten durch die Verwaltungspraktiken dazu 
angehalten werden, Fragen im Zusammenhang mit Interessenkonflikten 
offen zu legen und zu erörtern und zugleich durch vernünftige Maßnah- 
men den Schutz der offen gelegten Informationen gegenüber Missbrauch 
durch Dritte sicherzustellen. 

• Öffentliche Einrichtungen sollten eine Kultur der offenen Kommunikation 
und des freimütigen Dialogs über Integrität und deren Förderung schaffen 
und unterhalten. 

• Öffentliche Einrichtungen sollten durch Beratung und Schulung zum 
besseren Verständnis und zur dynamischen Weiterentwicklung der von ihnen 
aufgestellten Regeln und Praktiken in Bezug auf Interessenkonflikte bei- 
tragen und deren Anwendung im Arbeitsleben fördern. 

Die Aufstellung von Handlungsleitlinien 

Die Definition strategischer Leitlinien für den Umgang mit Interessen- 
konflikten bildet ein wesentliches Element des politischen, administrativen und 
gesetzlichen Rahmens der öffentlichen Verwaltung eines Landes. Diese Leitlinien 
stellen nicht etwa den Versuch dar, alle erdenklichen Situationen abzudecken, in 
denen ein Interessenkonflikt entstehen könnte; sie sind vielmehr als nützlicher 
Referenzrahmen für die allgemeine Politik und Praxis in einem sich rasch 
wandelnden sozialen Umfeld gedacht. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen 
sich wechselseitig verstärken und so einen kohärenten und systematischen An- 
satz für die Behandlung von Interessenkonflikten bieten, der vor allem folgende 
Funktionen erfüllen soll: 

• Definition der allgemeinen Merkmale von Interessenkonflikten, die die 
Integrität des gesamten Verwaltungsapparats wie auch die der öffentlichen 
Bediensteten gefährden könnten; 

• Identifizierung spezifischer Tatbestände, bei denen es sich um unzumut- 
bare Interessenkonflikte handelt; 

• Vorbildfunktion und Engagement für die Umsetzung der Interessen- 
konfliktpolitik; 

• Bewusstseinsbildung zur Unterstützung der Normeneinhaltung sowie Anti- 
zipation von Risikobereichen als Voraussetzung für präventives Handeln; 

• angemessene Offenlegung zweckdienlicher Informationen und effektives 
Management von Konflikten; 

• Partnerschaften mit anderen Akteuren, u.a. Auftragnehmern, Kunden, 
Sponsoren und Zivilgesellschaft; 

• Bewertung und Evaluierung der Interessenkonfliktpolitik vor dem Hinter- 
grund der einschlägigen Erfahrungen; 

• Weiterentwicklung und Anpassung von Politik und Verfahren an die sich 
wandelnden Situationen. 
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1.1 Ermittlung konfliktträchtiger Situationen 

1.1.1 Klare, realistische Beschreibung der Umstände und 
Beziehungen, die Interessenkonflikte hervorrufen können 

a) Der allgemeinen Beschreibung von Interessenkonflikten sollte der Gedanke 
zu Grunde liegen, dass es Situationen gibt, in denen die privaten Interessen 
und Beziehungen eines öffentlichen Bediensteten effektiv oder potenziell 
im Widerspruch zur korrekten Erfüllung seiner Amtspflichten stehen. Da- 
bei sollte das Schwergewicht auf dem obersten Ziel der jeweiligen Maß- 
nahme liegen, d.h. auf dem Bestreben, das Vertrauen der Bürger in die 
staatlichen Institutionen zu stärken. 

b) In der Beschreibung sollte auch berücksichtigt werden, dass manche Inte- 
ressenkonflikte in der Praxis unvermeidlich sein mögen, die öffentlichen 
Institutionen jedoch dafür verantwortlich sind, jene besonderen Situationen 
und Tätigkeiten zu identifizieren, die mit ihrer Rolle bzw. ihren Aufgaben 
unvereinbar sind, weil das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Integrität, 
Unparteilichkeit und Uneigennützigkeit öffentlicher Amtsträger untergraben 
werden könnte, wenn ein Konflikt ungelöst bleibt. 

c) Es empfiehlt sich, an einer Reihe von Beispielen klar zu machen, welche 
Art von Privatinteressen zu Konfliktsituationen führen können: finanzielle 
und wirtschaftliche Interessen, Schulden und Vermögen, Beziehungen zu 
Organisationen mit oder ohne Erwerbscharakter, Bindung zu politischen, 
gewerkschaftlichen oder berufsständischen Organisationen sowie sonstige 
Interessen, Tätigkeiten und Beziehungen privater Art (z.B. Verpflichtungen 
persönlicher oder beruflicher Art gegenüber berufsständischen, kommuni- 
taristischen, ethnischen, familiären oder religiösen Gruppen bzw. Beziehun- 
gen zu Mitgliedern desselben Haushalt). 

d) Für Personengruppen, die in risikogefährdeten Bereichen tätig sind, wie z.B. 
an Schnittstellen zwischen öffentlichem und privatem Sektor, im öffent- 
lichen Beschaffungswesen, in Regulierungs- oder Aufsichtsfunktionen oder 
in der öffentlichen Auftragsvergabe, sollten besonders präzise Beispiele 
für inakzeptable Verhaltensweisen und Beziehungen genannt werden. 
Spezifische Aufmerksamkeit gebührt Funktionen, die in der Öffentlichkeit 
oder bei den Medien besondere Beachtung finden. 

/. 1.2 Unterstützung der Interessenkonfliktpolitik durch 
organisatorische Strategien und Praktiken, die zur Ermittlung 
der Vielfalt konfliktträchtiger Situationen beitragen 

a) Gesetze und Kodizes sollten als Primärquellen für die notwendigen Defini- 
tionen, Grundsätze und wesentlichen Erfordernisse einer Interessenkonflikt- 
politik herangezogen werden. 
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b) Darüber hinaus sollten Leitlinien und Schulungsmaterial sowie Gutachten 
und Beratungen praktische Beispiele für konkrete Schritte geben, die zur 
Beilegung von Interessenkonflikten unternommen werden können, insbe- 
sondere in sich rasch wandelnden bzw. „grauen" Bereichen, wie privates 
Sponsoring, Privatisierungs- und Deregulierungsprogramme, Beziehungen 
zu NRO, politische Aktivitäten, öffentlich-private Partnerschaften sowie 
Personalaustausch zwischen verschiedenen Sektoren. 

1.2 Festlegung von Verfahren zur Ermittlung, Behandlung und 
Beilegung von Interessenkonflikten 

1.2.1 Unterrichtung öffentlicher Bediensteter über ihre Pflichten 
bezüglich Erkennung und Mitteilung konfliktträchtiger Situationen 

a) Offenlegung bei Amtsaufnahme, d.h. bei Einstellung oder Übernahme 
einer neuen Position - Es sollten Verfahren entwickelt werden, die es 
öffentlichen Bediensteten erlauben, bereits bei Amtsantritt Privatinteressen 
zu identifizieren und offen zu legen, die potenziell zu einem Konflikt mit 
ihren Amtspflichten führen können. Eine solche Offenlegung erfolgt 
gewöhnlich in aller Form (durch Registrierung der Informationen über die 
betreffenden Interessen), wobei die Erklärung schriftlich abgegeben und in 
regelmäßigen Abständen (normalerweise bei Dienstantritt und danach in 
der Regel alljährlich) erneuert werden muss. Die Bekanntmachung muss 
nicht zwangsläufig öffentlich erfolgen: Eine innerhalb der öffentlichen 
Einrichtung auf interner Ebene oder mit beschränktem Zugang der Öffent- 
lichkeit abgegebene Erklärung kann im Verein mit einer angemessenen 
Beilegung bzw. Behandlung etwaiger Konflikte ausreichen, um das mit 
diesem Verfahren angestrebte Ziel zu erreichen, nämlich Stärkung des 
Vertrauens der Bürger in die Integrität öffentlicher Amtsträger und ihrer 
Verwaltungsstellen. Je höher der Dienstgrad des Amtsinhabers ist, desto 
mehr ist in der Regel eine uneingeschränkte Offenlegung angezeigt; je 
niedriger der Dienstgrad, desto wahrscheinlicher ist es hingegen, dass eine 
interne Mitteilung an den Vorgesetzten ausreicht. 

b) Offenlegung während der Amtsausübung - Die öffentlichen Bediensteten 
müssen darüber aufgeklärt werden, dass sie unverzüglich alle relevanten 
Informationen über das Vorliegen eines Konflikts mitzuteilen haben, wenn 
sich die Umstände gegenüber der anfänglichen Offenlegung geändert haben, 
oder wenn eine neue Situation entstanden ist, die zu einem Interessen- 
konflikt führen könnte. Wie bei der formalen Registrierung ist bei einer 
solchen fallweisen Offenlegung nicht unbedingt ein öffentliches Verfahren 
notwendig; vielmehr kann eine interne Erklärung ausreichen, um die 
Öffentlichkeit in ihrem Vertrauen zu bestärken, dass dem Gebot der Inte- 
grität angemessen Rechnung getragen wird. 
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c) Vollständigkeit der Offenlegung - Es ist festzustellen, ob die Offenlegung 
der betreffenden Privatinteressen hinreichende Einzelheiten über die Kon- 
fliktsituation enthält, um eine sachkundige Entscheidung über die richtigen 
Konfliktlösungsmaßnahmen zu ermöglichen. Die Verantwortung für die 
Angemessenheit der Offenlegung liegt bei dem betreffenden Amtsinhaber. 

d) Effektivität des Offenlegungsprozesses - Es ist dafür Sorge zu tragen, dass 
die Verwaltungsverfahren der öffentlichen Einrichtung einer vollständigen 
Offenlegung förderlich sind und dass die offen gelegten Informationen 
korrekt evaluiert und fortlaufend aktualisiert werden. Es empfiehlt sich, 
die Verantwortung für die angemessene Mitteilung der relevanten Infor- 
mationen dem jeweiligen Amtsträger zu übertragen. Es muss sichergestellt 
werden, dass diese Verantwortung individuell wahrgenommen wird, 
wobei diese Auflage den Amtsträgern ausdrücklich mitzuteilen und in den 
Beschäftigungs- bzw. Einstellungsvereinbarungen und -vertragen beson- 
ders hervorzuheben ist. 

1.2.2 Festlegung klarer Regeln für den von öffentlichen 
Bediensteten erwarteten Umgang mit Interessenkonflikten 

a) Behandlung privater Interessen, die mit den Amtspflichten kollidieren - 
Öffentlichen Bediensteten obliegt die Verantwortung dafür, etwaige in 
dieser Hinsicht relevante private Interessen zu identifizieren. Die öffent- 
liche Einrichtung muss in ihren Statuten klarstellen, dass zur Lösung eines 
Interessenkonflikts die bloße Registrierung oder Meldung relevanter privater 
Interessen nicht ausreicht. Zusätzlich müssen Maßnahmen zur Beilegung 
bzw. zur konstruktiven Behandlung des Konflikts in Erwägung gezogen 
werden. 

b) Optionen für Konfliktmanagement und -beilegung - Die möglichen Optionen 
für eine konstruktive Lösung bzw. Behandlung eines fortdauernden oder 
immer wieder auftretenden Interessenkonflikts können gegebenenfalls eine 
oder mehrere der folgenden Strategien umfassen: 

• Abstoßen oder Liquidierung der betreffenden privaten Interessen durch 
den öffentlichen Bediensteten; 

• Ausschluss des öffentlichen Bediensteten von der Teilnahme an dem 
den Interessenkonflikt betreffenden Entscheidungsprozess; 

• Beschränkung des Zugangs des öffentlichen Bediensteten zu bestimmten 
Informationen; 

• Versetzung des öffentlichen Bediensteten auf einen nicht konflikt- 
gefährdeten Posten; 

• Neubestimmung der Amtspflichten und Aufgaben des öffentlichen 
Bediensteten; 
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• Einbringung der privaten Interessen, die der Anlass für den betreffenden 
Interessenkonflikt sind, in einen echten „blind trust", der von einem 
unabhängigen Treuhänder verwaltet wird; 

• Rücktritt des öffentlichen Bediensteten von den Funktionen, die er in 
seiner Eigenschaft als Privatperson ausübt, und/oder 

• Rücktritt des öffentlichen Bediensteten von seinem öffentlichen Amt. 

c) Rekusation und Restriktionen - Ist nicht damit zu rechnen, dass ein 
bestimmter Konflikt immer wieder auftritt, so kann es für den betroffenen 
öffentlichen Bediensteten angezeigt sein, seine Funktion zwar beizubehalten, 
sich jedoch der Teilnahmen an den relevanten EntScheidungsprozessen zu 
enthalten, indem z.B. die einschlägigen Entscheidungen von einem unab- 
hängigen Dritten getroffen werden, indem sich der Bedienstete bei Ab- 
stimmungen über derartige Entscheidungen der Stimme enthält, sich nicht 
an Diskussionen über damit zusammenhängende Vorschläge und Pläne 
beteiligt oder indem ihm keine relevanten Dokumente oder sonstigen 
Informationen mit Bezug auf seine privaten Interessen übermittelt werden. 
Ferner sollte auch die Option einer Neuverteilung bestimmter Funktionen 
des betreffenden öffentlichen Bediensteten bestehen, wenn ein gegebener 
Interessenkonflikt aller Voraussicht nach fortbestehen wird, so dass ein 
punktueller Ausschluss wegen Befangenheit unzweckmäßig wäre. Besondere 
Sorgfalt muss darauf verwendet werden sicherzustellen, dass für den Fall, 
dass die Option der Rekusation gewählt wird, alle von der Entscheidung 
betroffenen Parteien über die zum Schutz der Integrität des Entscheidungs- 
prozesses eingeleiteten Maßnahmen informiert sind. 

d) Amtsniederlegung - Öffentliche Bedienstete sollten gehalten sein, sich von 
privaten Interessen, die Anlass zu Konflikten geben, zu trennen, wenn sie 
ihr öffentliches Amt beizubehalten wünschen und der Interessenkonflikt 
nicht auf andere Weise (z.B. durch eine oder mehrere der oben vorgeschlage- 
nen Maßnahmen) gelöst werden kann. Ist jedoch ein gravierender Interessen- 
konflikt mit keinerlei sonstigen Mitteln beizulegen, sollte dem öffentlichen 
Bediensteten die Niederlegung seines öffentlichen Amts zur Auflage ge- 
macht werden. Die jeweilige Interessenkonfliktpolitik sollte (ebenso wie 
das einschlägige Dienstrecht bzw. der geltende Arbeitsvertrag) die Mög- 
lichkeit vorsehen, den betreffenden Bediensteten gemäß einem speziell 
hierfür vorgesehenen Verfahren seines öffentlichen Amts zu entheben. 

e) Transparenz der Entscheidungsfindung - Die Registrierung und Meldung 
privater Interessen sollten ebenso wie die zur Lösung von Interessen- 
konflikten getroffenen Vorkehrungen formell klar dokumentiert werden, 
damit die jeweilige öffentliche Einrichtung gegebenenfalls nachweisen 
kann, dass ein spezifischer Interessenkonflikt in angemessener Weise fest- 
gestellt und behandelt wurde. Die Mitteilung ergänzender Informationen 
über einen Interessenkonflikt kann ebenfalls zur Förderung des insgesamt 
angestrebten Ziels beitragen, in dem z.B. dargelegt wird, wie die Meldung 
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eines spezifischen Interessenkonflikts registriert und in den Protokollen 
einer diesbezüglichen Besprechung festgehalten wurde. 

Umsetzung des Handlungsrahmens 

Auch wenn die Verantwortung für die Feststellung eines möglichen Inte- 
ressenkonflikts in erster Linie bei den öffentlichen Bediensteten selbst liegt, 
haben die öffentlichen Einrichtungen und staatlichen Stellen doch dafür Sorge 
zu tragen, dass die Politik zur Behandlung von Interessenkonflikten effektiv 
umgesetzt wird. Besondere Aufmerksamkeit gebührt dabei den risikogefährdeten 
Bereichen und Funktionen, insbesondere solchen, in denen die Wahrscheinlich- 
keit gravierender Interessenkonflikte bzw. schädlicher Auswirkungen auf die 
Integrität der öffentlichen Verwaltung und das Vertrauen der Öffentlichkeit 
besonders groß ist. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass allzu komplexe 
Verfahren einen abschreckenden Effekt auf deren Einhaltung haben können. 

2.1 Vorbildfunktion und Engagement 

2.1.1 Vorbildfunktion 

Alle öffentlichen Bediensteten, insbesondere Amtsträger in höherer Position 
und Mitglieder des Führungspersonals, sollten ihre privaten Interessen auf eine 
Weise regeln, die gewährleistet, dass das Vertrauen der Öffentlichkeit in ihre 
eigene Integrität und die ihrer Verwaltung gewahrt bleibt und sie anderen als 
Vorbild dienen. Die bloße Einhaltung der eng ausgelegten Regeln oder Gesetze 
in Bezug auf Interessenkonflikte reicht im Allgemeinen nicht aus, um das Ver- 
trauen der Öffentlichkeit in die Integrität einer öffentlichen Einrichtung zu stärken. 

2.1.2 Engagement: Öffentliche Einrichtungen sollten sich 
verantwortlich für die effektive Anwendung ihrer Interessen- 
konfliktpolitik einsetzen, und zwar durch: 

a) Stellungnahme im Einzelfall - Leitende öffentliche Amtsträger müssen 
bereit sein, im Zusammenhang mit der Offenlegung privater Interessen 
Stellung zu beziehen. Insbesondere sollten sie sich sorgfältig die allgemei- 
nere Frage vorlegen, ob eine vernünftig denkende Person in Kenntnis der 
einschlägigen Fakten auf den Gedanken kommen könnte, dass die Integrität 
der öffentlichen Einrichtung gefährdet wäre, wenn bestimmte Interessen- 
konflikte ungelöst blieben. Bei der Suche nach der zweckmäßigsten Lösung 
für die Regelung oder Beilegung eines bestehenden Interessenkonflikts 
sollten die Verantwortlichen die Interessen der öffentlichen Einrichtung, 
das öffentliche Interesse und die legitimen Interessen der Amtsträger wie 
auch andere Faktoren gegeneinander abwägen - was in spezifischen Fällen 
auch den Rang und die Art des Postens, den der betroffene Amtsträger in- 
nehat, sowie die Natur des Konflikts umfassen kann. 
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b) Monitoring und Evaluierung der Effektivität der Politik - Die öffentlichen 
Einrichtungen müssen dafür Sorge tragen, dass ihre Politik für den Um- 
gang mit tatsächlichen wie potenziellen Konflikten im Laufe der Zeit und 
in einem sich ständig wandelnden Umfeld weder ihre Effektivität noch ihre 
Relevanz einbüßt und gegebenenfalls geändert oder weiterentwickelt wird. 

2.2 Entwicklung einer Partnerschaft mit den öffentlichen 
Bediensteten: Sensibilisierung, Antizipation und Prävention 

2.2.1 Sicherstellung einer breiten Publizität für und A ufklärung 
über die Interessenkonfliktpolitik 

a) Bekanntmachung der Interessenkonfliktpolitik - Allen öffentlichen Be- 
diensteten ist bei Amtsantritt bzw. bei jedem Wechsel auf einen neuen 
Posten bzw. jeder Übernahme einer neuen Funktion eine klare und genaue 
Beschreibung der jeweiligen Interessenkonfliktpolitik zu geben. 

b) Regelmäßige Erinnerung an die Regeln im Zusammenhang mit Interessen- 
konflikten - Den öffentlichen Bediensteten ist regelmäßig in Erinnerung zu 
rufen, dass die Politik zur Behandlung von Interessenkonflikten auch unter 
veränderten Umständen gilt, wobei insbesondere zu gewährleisten ist, dass 
die öffentlichen Bediensteten darüber Bescheid wissen, wie die Regeln in 
ihrer Dienststelle anzuwenden sind und worin ihre persönliche Verantwor- 
tung besteht. So kann z.B. der Verhaltenskodex einer öffentlichen Einrich- 
tung als praktisches Instrument zur Festlegung und Kommunikation der 
Normen für die Behandlung von Interessenkonflikten konzipiert werden, 
die sowohl für die öffentlichen Bediensteten als auch für die breite Öffent- 
lichkeit bestimmt sind. 

c) Zugänglichkeit der Regeln und Verfahren - Die Informationen über 
Politik, Regeln und Verwaltungsverfahren der öffentlichen Einrichtung in 
Bezug auf Interessenkonflikte müssen dem jeweils neuesten Stand ent- 
sprechen, und etwaige zusätzliche Verpflichtungen, die speziell für die 
betreffende Dienststelle gelten, sind klar zu formulieren. 

d) Beratungsangebot - Die öffentlichen Bediensteten müssen durch Informa- 
tionen und Ratschläge unterstützt werden, die sich auf praxisbezogene 
Beispiele sowie auf Diskussionen darüber stützen sollten, wie spezifische 
Konfliktsituationen in der Vergangenheit behandelt wurden und in Zu- 
kunft zu behandeln sind. Insbesondere sollte die Anwendung der Politik 
mit dem Personal besprochen und zugleich gewährleistet werden, dass 
Sinn und Zweck einer solchen Politik verstanden und akzeptiert werden. 

e) Bereitstellung von Unterstützungsdiensten - Es gilt, geeignete Instanzen 
zu benennen, die öffentlichen Bediensteten im Falle von Fragen zur 
Umsetzung dieser Politik mit Rat und Tat zur Seite stehen, und ferner all- 
gemein bekannt zu machen, wie derartige Auskünfte eingeholt werden 
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können. Eine Beratung dieser Art sollte auch den Kunden des öffentlichen 
Dienstes sowie den anderen beteiligten Parteien zugänglich sein, insbe- 
sondere Auftragnehmern, Bevollmächtigten und Partnerbehörden, damit 
alle Akteure hinreichend informiert sind. Besonders wertvoll dürfte diese 
Hilfestellung für jene sein, die möglicherweise der Auffassung sind, dass 
die Politik der öffentlichen Einrichtung in Bezug auf Interessenkonflikte 
nicht wirklich effektiv ist, die aber zögern, sich offiziell bei der betreffen- 
den Dienststelle zu beschweren. 

2.2.2 Prüfung der „Risiko "-Bereiche auf potenzielle 
Interessenkonfliktsituationen 

a) Nebenbeschäftigungen - Es gilt, die Umstände und gegebenenfalls die 
Genehmigungsverfahren zu definieren, die ein öffentlicher Bediensteter 
beachten muss, wenn er neben seiner offiziellen Funktion eine „externe" 
Beschäftigung ausüben möchte. 

b) Insiderinformationen - Es ist dafür Sorge zu tragen, dass Informationen, 
die nicht den öffentlichen Bereich betreffen, bzw. vertrauliche Informationen, 
in deren Besitz Bedienstete bei der Ausübung öffentlicher Funktionen 
gelangen und die bei einer öffentlichen Einrichtung gesammelt oder auf- 
bewahrt werden, als privilegiert gelten und effektiv vor Missbrauch oder 
Offenlegung geschützt sind. 

c) Verträge - Es ist zu prüfen, unter welchen Umständen die Vorbereitung, 
Aushandlung, Leitung oder Ausführung eines Vertrags, an dem die betref- 
fende öffentliche Einrichtung beteiligt ist, durch den Interessenkonflikt 
eines Amtsträgers dieser Dienststelle beeinträchtigt werden könnte. 

d) Geschenke und andere Formen von Zuwendungen - Es ist zu prüfen, ob 
die jeweilige Politik der öffentlichen Einrichtung geeignet ist, Interessen- 
konflikte zu erkennen, die durch herkömmliche bzw. neue Formen von 
Geschenken oder Zuwendungen entstehen. 

e) Familiäre und korporatistische Erwartungen - Es ist zu prüfen, ob die 
jeweilige Politik der öffentlichen Einrichtung die Interessenkonflikte 
angemessen zu erkennen imstande ist, mit denen öffentliche Bedienstete 
auf Grund der Erwartungen konfrontiert werden können, die seitens ihrer 
Familien bzw. korporatistischer Verbände, insbesondere in einem multi- 
kulturellen Kontext, an sie gestellt werden. 

f) „Externe" Berufungen oder Bestellungen - Es muss definiert werden, 
unter welchen Umständen und gegebenenfalls unter Beachtung welcher 
Genehmigungsverfahren ein öffentlicher Bediensteter in den Verwaltungs- 
rat oder das Aufsichtsgremium z.B. eines korporatistischen Verbands, 
einer NRO, einer berufsständischen oder politischen Organisation, einer 
anderen Verwaltungseinheit, eines staatlichen oder privatwirtschaftlichen 
Unternehmens berufen werden kann, wenn eine Vertrags-, Aufsichts-, 
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Partnerschafts- oder Sponsoring-Beziehung zu der öffentlichen Einrich- 
tung besteht, bei der der betreffende Bedienstete beschäftigt ist. 

g) Aktivitäten nach dem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst — Es muss 
definiert werden, unter welchen Umständen und gegebenenfalls unter 
Beachtung welcher Genehmigungsverfahren ein öffentlicher Bediensteter, 
der sich anschickt, den öffentlichen Dienst zu verlassen, eine Bestellung 
oder Beschäftigung oder sonstige Aktivität aushandeln kann, wenn die 
Möglichkeit eines Interessenkonflikts mit der betreffenden öffentlichen 
Einrichtung besteht. 

2.2.3 Ermittlung von Präventivmaßnahmen zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten 

a) Verfahren für Tagungen - Teilnehmern an öffentlichen Entscheidungs- 
prozessen sollte, soweit praktisch durchführbar, die Möglichkeit gegeben 
werden, potenzielle Interessenkonflikte zu antizipieren, indem z.B. die 
Tagesordnung der jeweiligen Besprechungen im Voraus verteilt, in den 
Tagungsprotokollen alle etwaigen Konflikte vermerkt und die zu ihrer 
Lösung getroffenen Maßnahmen festgehalten werden. 

b) Rekusation - Es sind klare Regeln und wirksame Verfahren festzulegen 
(z.B. ein Register der Interessen von Board-Mitgliedern, Beratern und Füh- 
rungskräften), um zur Transparenz möglicher ad hoc auftretender Interessen- 
konflikte beizutragen und die Entscheidungsfindung nicht zu beeinträchtigen. 

c) Filterungsmechanismen - Im Rahmen solcher Mechanismen sind relevante 
Interessen im Voraus zu identifizieren und mögliche Strategien zur Bei- 
legung der festgestellten Konfliktpotenziale zu erörtern; es sind sachdien- 
liche Bescheinigungen (wie z.B. Bescheinigungen über die Entrichtung 
von Steuern), Erklärungen oder Verpflichtungen anzufordern, um poten- 
zielle Interessenkonflikte in einem frühen Stadium erkennen und steuern 
zu können. 

d) Regelmäßige Systemevaluierung - Die Umsetzung von Politik und Ver- 
fahren ist regelmäßig zu überprüfen, und die Mechanismen und Vorkeh- 
rungen müssen auf den jeweils neuesten Stand gebracht werden, um ihre 
Gültigkeit in einem sich ständig wandelnden Kontext zu gewährleisten. Zu 
prüfen ist auch die Richtigkeit der zu Grunde gelegten Annahmen - z.B. 
hinsichtlich der Auswirkungen neuer Technologien, die Tagesgeschäfte 
mit Aktien über das Internet ermöglichen, was wiederum die tägliche 
Offenlegung der sich ständig wandelnden finanziellen Interessen eines 
Amtsträgers erfordern kann. Gegebenenfalls sind die Risikoevaluierungen 
von Kunden oder Partnereinrichtungen heranzuziehen, um einerseits über 
einen größeren Fundus an Erfahrungen zu verfügen und andererseits auf 
das konstante Bemühen der öffentlichen Verwaltung um Risikomanage- 
ment und Wahrung der Integrität der betreffenden Organisation verweisen 
zu können. 
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2.2.4 Förderung einer offenen Verwaltungskultur, in der frei über 
die Behandlung von Interessenkonflikten gesprochen und diskutiert 
werden kann 

a) Einbeziehung der öffentlichen Bediensteten, ihrer Vertreter und anderer 
betroffener Parteien in die Überprüfung der angewandten Interessen- 
konfliktpolitik. Die Meinung, die diese Personen in ihrer Eigenschaft als 
Nutzer zu den Problemen haben, denen sie täglich bei der praktischen 
Anwendung der Interessenkonfliktpolitik begegnen, kann wesentlich zur 
Verbesserung der bestehenden Maßnahmen beitragen. 

b) Veranstaltung von Konsultationen über künftige Präventivmaßnahmen, 
um den Entscheidungsprozess stärker praxisorientiert zu gestalten und sich 
auf einen Konsens zu verständigen, der für die Umsetzung einer einver- 
nehmlich konzipierten Politik unerlässlich ist. 

c) Förderung eines besseren Verständnisses dieser Politik durch Schulung 
der öffentlichen Bediensteten, um diesen die allgemeinen Grundsätze und 
spezifischen Regeln näher zu bringen und ihre Kapazität im Hinblick auf 
die konkrete Entscheidungsfindung zu verbessern. 

d) Schaffung von Mechanismen zur Unterstützung der Führungskräfte bei der 
Überprüfung und Verbesserung ihrer Fähigkeit zur Ermittlung und Lösung 
bzw. Behandlung von Konflikten in ihrem täglichen Arbeitsumfeld. 

2.3 Durchsetzung der Politik in Sachen Interessenkonflikte 

2.3.1 Festlegung von Verfahren zur Aufdeckung von Verstößen 
gegen die bestehende Interessenkonfliktpolitik und zur Verhängung 
von Sanktionen (einschließlich Disziplinarstrafen), die proportional 
zum betreffenden Vergehen sein sollten 

a) Persönliche Konsequenzen - Die Nichtbefolgung der Regeln der Interessen- 
konfliktpolitik der betreffenden öffentlichen Einrichtung sollte in der 
Regel mindestens als Disziplinarangelegenheit behandelt werden, während 
ernsthaftere Verstöße, die zu effektiven Konflikten führen, Sanktionen 
wegen Amtsmissbrauch oder eine strafrechtliche Verfolgung wegen Kor- 
ruption nach sich ziehen können. Noch wieder andere Sanktionen können 
gegen öffentliche Bedienstete je nach dem Grad verhängt werden, in dem 
diese ihre Dienstpflichten verletzt haben, d.h. je nachdem ob es sich z.B. um 
ein einfaches Versäumnis der vorgeschriebenen Registrierung relevanter 
Interessen handelt oder um den gravierenderen Fall der Weigerung, einen 
effektiven Interessenkonflikt, von dem der Amtsträger Kenntnis hat, beizu- 
legen. Die vorgesehenen Sanktionen sollten rechtskräftig sein und gegebenen- 
falls so weit gehen, dass die Ernennung oder die Laufbahn des betreffen- 
den Amtsträgers in Frage gestellt ist. 
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b) Verwaltungsmaßnahmen - Konstruktive Managementmaßnahmen können 
die Ahndung von Verstößen gegen die Interessenkonfliktpolitik wirksam 
ergänzen und Personen, die einen direkten oder indirekten Vorteil aus der- 
artigen Verstößen zu ziehen suchen, effektiv abschrecken. Beispiele für 
solche Maßnahmen wären die rückwirkende Annullierung davon betroffe- 
ner Entscheidungen oder irregulär geschlossener Verträge wie auch der 
Ausschluss der Nutznießer - Unternehmen, Einzelpersonen, Verbände 
u.a.m. - von künftigen Transaktionen. Ausschlussmaßnahmen dieser Art 
können zeitlich begrenzt sein, für bestimmte finanzielle Plafonds von Ver- 
trägen oder für gewisse Arten von Tätigkeiten gelten. 

2.3.2 Entwicklung von KontroUmechanismen zur A ufdeckung 
von Verstößen gegen die jeweilige Interessenkonfliktpolitik und 
zur Berücksichtigung etwaiger daraus resultierender Gewinne 
oder Vorteile 

a) Kontrollen - Es muss dafür gesorgt werden, dass die internen Verwal- 
tungs- und Kontrollorgane mit externen Aufsichtsinstanzen, wie unabhän- 
gigen Wirtschaftsprüfern oder Ombudsmännern, bei der Aufklärung von 
Fällen zusammenarbeiten, in denen die geltenden Normen nicht eingehalten 
wurden. Die sachdienliche Unterrichtung unabhängiger Aufsichtsinstanzen 
und die Veröffentlichung regelmäßiger Berichte über die Umsetzung der 
Maßnahmen des Integritätsmanagements und über die Fortschritte etwaiger 
Ermittlungsverfahren können einen wichtigen Beitrag zur Einhaltung der 
amtlich festgelegten Regeln und zur Verhinderung von Verstößen gegen 
die Verfahren des Integritätsmanagements leisten. 

b) Behandlung von Beschwerden - Es sind Beschwerdeverfahren festzulegen, 
die bei Verdacht auf Nichteinhaltung der Vorschriften Anwendung finden, 
und es sind wirksame Maßnahmen zur Förderung ihrer Beachtung zu kon- 
zipieren. Es sollten klare Regeln und Verfahren für die Meldung von Fehlver- 
halten aufgestellt und Schutzmaßnahmen vorgesehen werden, um Informan- 
ten, die Regelverstöße vorschriftsmäßig melden, zu schützen und sicher- 
zustellen, dass die Beschwerdeverfahren selbst nicht missbraucht werden. 

2.3.3 Koordinierung von Präventiv- und Vollzugsmaßnahmen 
und Einbindung in einen kohärenten institutionellen Rahmen 

a) Verantwortliche Instanz - Bestimmung einer zentralen Instanz, bei der es sich 
nicht zwangsläufig um eine unabhängige Stelle oder Verwaltungseinheit 
handeln muss, die für Konzipierung und Anwendung der Politik und Ver- 
fahren in Sachen Interessenkonflikte verantwortlich ist; sie könnte zugleich 
auch für Evaluierung und Beratung öffentlicher Stellen in Bezug auf ihren 
Umgang mit den Regeln und Verfahren zur Behandlung von Interessen- 
konflikten zuständig sein, die in dieser Hinsicht besonders vorbildlichen 
Stellen auszeichnen und für die Verbreitung der von ihnen angewandten 
empfehlenswerten Praktiken sorgen. 
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b) Synergien - Zu erwägen ist der kombinierte Einsatz ergänzender Instru- 
mente zur Realisierung miteinander verbundener Ziele; z.B. können 
Offenlegungssysteme, die die regelmäßige Meldung finanzieller und sons- 
tiger Interessen vorschreiben, potenzielle Interessenkonflikte vermeiden 
helfen und einen Beitrag zur Aufdeckung von Fällen unrechtmäßiger 
Bereicherung öffentlicher Bediensteter sowie zur Abschreckung vor 
korrupten Praktiken leisten. 

c) Kohärenz des gesetzlichen Regelwerks - Harmonisierung von bestehenden 
Gesetzen und Interessenkonfliktpolitik, um etwaige Widersprüche auszu- 
räumen und eine effektive Umsetzung der Politik, namentlich im Hinblick 
auf Offenlegungsvorschriften und Sanktionen, zu ermöglichen. 

2.4 Initiierung einer neuen Partnerschaft mit der privaten 
Wirtschaft und dem gemeinnützigen Sektor 

Die Mechanismen zur Beilegung von Interessenkonflikten müssen im 
Kontext der wachsenden Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Verwaltung, 
privater Wirtschaft und gemeinnützigen Trägern laufend reaktualisiert werden. 
Das ist von ganz besonderer Bedeutung, wenn Repräsentanten dieser anderen 
Sektoren in öffentliche Ämter berufen werden, weil dort ihre spezifischen 
Erfahrungen, Kenntnisse und Kontakte genutzt werden sollen. 

2.4.1 Schaffung integritätsorientierter Partnerschaften mit 
Unternehmen und gemeinnützigen Trägern durch deren 
Einbeziehung in Konzipierung und Umsetzung einer 
Interessenkonfliktpolitik für den öffentlichen Dienst 

d) Einbeziehung der Partner - Einbindung von Repräsentanten der Unter- 
nehmen und gemeinnütziger Träger in die Überprüfung dieser Politik, da- 
mit diese ihre Meinung zu den damit verbundenen Umsetzungsproblemen 
und möglichen Anwendungsbereichen äußern können. 

b) Konsultationen - Durch die Einbeziehung von Wirtschaft und gemein- 
nützigen Trägern in die Gestaltung der neuen integritätsfördernden Maß- 
nahmen sollte gewährleistet werden, dass die vorgeschlagenen Normen die 
effektiven Erwartungen der Öffentlichkeit zum Ausdruck bringen. Diese 
Konsultationen können zur Ermittlung und Aushandlung allseitig akzep- 
tabler Lösungen und zur Förderung der Zusammenarbeit beim Implemen- 
tierungsprozess genutzt werden. 

2. 4.2 Antizipation potenzieller Interessenkonfliktsituationen 
seitens öffentlicher Einrichtungen, wenn diese Repräsentanten 
der Wirtschaft und des gemeinnützigen Sektors mit heranziehen 

a) Potenzielle Probleme - Potenzielle Probleme müssen antizipiert werden, 
um den Nutzen der Teilnahme von Repräsentanten anderer Sektoren an 
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der Arbeit öffentlicher Instanzen - z.B. Boards oder Beratungsgremien - 
dadurch zu maximieren, dass Situationen ermittelt werden, in denen die 
Mitwirkung dieser Repräsentanten zu Interessenkonflikten führen könnte. 

b) Schutzmaßnahmen - Es müssen Mechanismen geschaffen werden, die 
verhindern, dass vertrauliche Informationen, besondere Weisungsbefug- 
nisse oder eine einflussreiche Stellung, die auf die Mitwirkung an Aktivi- 
täten öffentlicher Einrichtungen zurückgehen, zur Erzielung persönlicher 
Gewinne oder ungebührlicher Vorteile für andere Unternehmen und 
gemeinnützige Träger genutzt werden. Mögliche wirksame Präventiv- 
maßnahmen sind beispielsweise der beschränkte individuelle Zugang zu 
bestimmten Informationen, die formelle Registrierung der Tatsache, dass 
eine Person Zugang zu bestimmten vertraulichen Informationen hatte, 
sowie die Auflage, für Repräsentanten von Unternehmen oder gemein- 
nützigen Trägern einschlägige persönliche bzw. Geschäftsinteressen zu 
deklarieren. 

2. 4.3 Schärf ung des Be wusstseins für die Interessenkonfliktpolitik 
im Rahmen von Kontakten mit anderen Sektoren sowie Schutz- 
vorkehrungen zur Vermeidung potenzieller Konfliktsituationen bei 
der Zusammenarbeit mit Wirtschaft und gemeinnützigen Trägern 

a) Informationskampagnen - Unterrichtung der Partnerstellen über die mög- 
lichen Konsequenzen einer Nichteinhaltung der Regeln (was u.a. die Beendi- 
gung oder rückwirkende Aufhebung eines Vertrags, die Erfassung und öffent- 
liche Bekanntmachung eines nachgewiesenen Regelverstoßes in einem 
Register bzw. die strafrechtliche Verfolgung wegen eines Vergehens wie 
z.B. Korruption zur Folge haben kann). Unterstützung der Partnerstellen, 
indem z.B. den Auftragnehmern eine Schulung in Fragen der Befolgung 
und Umsetzung der geltenden Standards angeboten wird. 

b) Gemeinsame Prüfung von Risikobereichen - Feststellung potenzieller 
Konfliktbereiche und Konzipierung geeigneter Präventivmaßnahmen, 
damit bei einer potenziellen Konfliktsituation der Schutz beider Parteien 
gewährleistet ist. So ist beispielsweise sicherzustellen, dass die Partner- 
stellen und die Unternehmen die transparente Offenlegung konfliktträch- 
tiger privater Interessen im Rahmen von Lobbying-Aktivitäten und die 
Aufdeckung tatsächlicher oder versuchter Verstöße gegen die Politik in 
Sachen Interessenkonflikte akzeptieren, um so eine konsequente und 
konstruktive Behandlung derartiger Fälle zu ermöglichen. Desgleichen ist 
dafür Sorge zu tragen, dass Partnerstellen und Unternehmen über die Vor- 
gaben der öffentlichen Einrichtung bezüglich des Umgangs mit privile- 
gierten, nicht der Öffentlichkeit zugänglichen Insider-Informationen unter- 
richtet sind, Geschäftsgeheimnisse durch nachprüfbare Vorkehrungen hin- 
reichend geschützt werden und die EntScheidungsprozesse in sämtlichen 
Phasen auf ihre Integrität hin geprüft und gerechtfertigt werden können. 
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